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Wahlrecht, erzielen werden. Ein Negerrechtsanwalt hat vor einigen
Jahren die Meinung wohl der großen Mehrzahl seiner Rassengenossen

kundgetan, wenn er sagte:

«Wenn die Bundesregierung den Weg zum Wahlrecht eröffnet, wird es den
Negern obliegen, von diesem Recht Gebrauch zu machen. Es mag wohl gewaltsamen

Widerstand in ländlichen Gegenden geben. Der Kampf wird schwer sein,
einige werden zu leiden haben. Aber das ist immer die Geschichte des Kampfes
für Freiheitsrechte gewesen. Wir Neger erwarten nicht, daß wir von diesem
geschichtlichen Gesetz ausgenommen sind.»

Dr. Robert Adam, Washington.

Zeitschriften-Rundschau

«Ganz Europa soll es sein» ist ein
Aufsatz überschrieben, den der österreichische

Außenminister Bruno Kreisky
im Anschluß an einen Vortrag, den
er kürzlich an der Universität Köln
gehalten hat, im Januarheft 1964 der
in Wien erscheinenden Monatsschrift
«Forum» (Heft 121) veröffentlicht.

In seiner Darstellung, die gerade in
der Schweiz auf viel Interesse rechnen
darf, geht Kreisky davon aus, daß wir
«die Tatsache der Existenz zweier
Europa zur Kenntnis nehmen müssen»,
denn neben dem westlichen Europa
besteht im Osten das COMECON, der
Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe:
«Sofern es in den nächsten Jahren
nicht zu einer neuerlichen Verschärfung

der weltpolitischen Gegensätze
kommt, worüber sich im Augenblick
nur wenig sagen läßt, wird es zu -
wenn auch bloß limitierten - Annäherungen

zwischen den großen
Integrationsbereichen Europas kommen.»

Nun ist aber zu bedenken, daß es
im Westen eine wirtschaftliche Spaltung

gibt, deren Tragweite viele, die
immer nur von der EWG reden, nicht
recht zur Kenntnis nehmen wollen.
Kreisky betont, daß «eine Ueberwindung

oder Vermeidung der totalen
wirtschaftlichen Spaltung des demo¬

kratischen Europas am ehesten durch
eine multilaterale Verbindung zwischen
EWG und EFTA möglich wäre. Die
wirtschaftliche Zusammenarbeit sollte
in einem multilateralen Rahmenvertrag
geregelt werden, dessen Grundlage sehr
gut eine Kombination von Elementen
einer Wirtschaftsunion und einer
Freihandelszone sein könnte. Den einzelnen

Mitgliedstaaten der EFTA müßte
es vorbehalten bleiben, durch bilaterale

Derivatverträge mit der EWG die
ihnen gemäße Form der Integration
zu vereinbaren.»

Bevor wir den Gedanken Kreiskys
weiter folgen, wollen wir auf einen
Artikel hinweisen, den Hermann Leuenberger

unter dem Titel «Schweizer
Unbehagen über die EWG» im Zentralorgan

des DGB, in der «Welt der
Arbeit» (Köln), vom 24. Januar 1964 (Nr.4)
veröffentlicht hat. Leuenberger erklärt
dort u. a.:

«Was die Haltung des Schweizerischen

Gewerkschaftsbundes zur EWG
betrifft, so ist zu sagen, daß wir die
Existenz des Gemeinsamen Marktes als
Faktum akzeptieren. Jedoch entspricht
weder die Herrschaft der Technokraten
in Brüssel unserem demokratischen
Empfinden noch der wirtschaftliche
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Protektionismus der EWG unserer
Vorstellung von einer umfassenden
wirtschaftlichen Zusammenarbeit der
europäischen Länder. Aus der Sicht der
schweizerischen Gewerkschaften können

wir auch nicht ohne ein gewisses
Unbehagen feststellen, wie einseitig die
Politik der EWG von den beiden großen

Partnern - Frankreich und der
Bundesrepublik - bestimmt wird und
die kleineren Mitgliedstaaten der EWG
bei zu treffenden Entscheidungen kaum
ein nennenswertes Gewicht in die
Waagschale werfen können. Die
Vorherrschaft der Großen in der EWG
deckt sich nicht mit unserer Vorstellung

von einem demokratischen
Europa Wir vertraten von Anfang an
die Auffassung, daß die EFTA-Staaten
gemeinsam mit der EWG verhandeln
sollten, um nach Wegen zu einer
Beseitigung der wirtschaftlichen Spaltung
zu suchen. Davon wollten jedoch die
Exponenten des Gemeinsamen Marktes
offensichtlich nichts wissen.»

Leuenberger spricht, wie wir eben
zitierten, von der «Herrschaft der
Technokraten». Kreisky weist seinerseits
darauf hin, daß heute «die Macht über
Leben und Freiheit der Bürger mit
ungeheurer wirtschaftlicher Macht
kombiniert ist, über die der Staat in seiner
Omnipotenz verfügt». Er fährt dann
fort: «Macht auf der einen Seite und
Ohnmacht auf der andern Seite kann
auch entstehen, wenn einer Bürokratie

allein die Kenntnis der
Zusammenhänge vorbehalten ist. Sie verfügt
so über eine Macht, die sich zwar nicht
mit Brutalität entfaltet, aber sie
versetzt den einzelnen und sogar die
politischen Vertreter vieler einzelner
angesichts dieser immer weniger
durchschaubaren Zusammenhänge in einen
Zustand wachsender Hilflosigkeit. Die
Demokratie wird liquidiert durch die
Diktatur, aber sie kann inhibiert werden

durch den Einfluß der Bürokratie.
Es wird also notwendig sein, daß wir
uns immer mehr um neue Formen der
Demokratie bemühen, vielleicht sogar
um die Formulierung neuer Grundsätze,

und das schon heute, weil wir
sonst überhaupt dem Phänomen der
sich rasch entwickelnden und intellektuell

hochqualifizierten internationalen
Bürokratie vollkommen ratlos gegen¬

überstehen. Wenn uns Europa etwas
gelten soll, dann müssen wir auch
diese Zusammenhänge und die neuen
Aufgaben der europäischen Demokratie

rechtzeitig erkennen.»
Abschließend betont Kreisky in

Beantwortung der Frage nach dem letzten
Sinn der europäischen Einigung: «Die
Einheit an sich muß noch nichts wirklich

Großes und Bedeutungsvolles sein.
Wir wollen ein hohes Maß an
europäischer Integration im Wirtschaftlichen,

im Kulturellen und im
Politischen, weil wir endgültig die
kriegerischen Auseinandersetzungen verhindern

wollen. Wir wollen die
wirtschaftliche Integration Europas, weil
durch sie doch in Wirklichkeit die
politischen Klammern geschaffen werden,

die dieses Europa zusammenhalten

und darüber hinaus die Voraussetzung

dafür sind, daß dieses Europa
immer besser seine gewaltigen
personellen und materiellen Ressourcen
auszunützen in der Lage ist. Wir brauchen

diesen Reichtum Europas, um
ein immer höheres Maß an sozialer
Gerechtigkeit für die Menschen Europas

zu verwirklichen. Aber das scheint
doch allmählich den Nachdenklicheren
unter uns schon eher eine zu wenig
weit gesteckte Zielsetzung zu sein. In
Wirklichkeit brauchen wir doch den
Reichtum Europas, um die große friedliche

Aufgabe der zweiten Hälfte dieses
Jahrhunderts zu erfüllen, nämlich die
der Ueberwindung der grenzenlosen
Armut auf anderen Kontinenten unseres

Planeten.»

«Metall», die Zeitung der IG Metall
für die Bundesrepublik Deutschland,
weist in der Ausgabe vom 28. Januar
1964 (Nr. 2) auf einen angesichts der
westdeutschen Hochkonjunktur erstaunlichen

sozialen Mißstand hin. Eine
Untersuchung in 151533 Industrie-, Handels-

und Dienstleistungsbetrieben in
Nordrhein-Westfalen mit etwa 2

Millionen Beschäftigten hat ergeben, daß
von 1773 Großbetrieben nur 32 einen
hauptamtlichen Werksarzt beschäftigen;
in weiteren 79 Betrieben erfolgt die
Betreuung der Belegschaften nebenberuflich

durch einen Arzt, in allen anderen
Betrieben gibt es überhaupt keinen
Werksarzt! Die Gewerkschaftszeitung
fragt, wann die verantwortlichen Stel-
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len die notwendigen Schritte unternehmen
wollen, um entsprechend dem

neuen Unfallversicherungsgesetz «die
arbeitsmedizinische Betreuung der
Beschäftigten gemäß den heutigen Pro-
duktions- und Arbeitsverfahren zu ver-
stärken».

Die westdeutsche Industriegewerkschaft
Bau, Steine, Erden hat Ende

Januar 1964 die erste Nummer einer
neuen Zeitschrift für ihre Mitarbeiter
(neben der Zeitung «Grundstein», die
an alle Mitglieder verteilt wird)
veröffentlicht. Sie heißt «Unser Weg» und
behandelt vor allem wirtschafts- und
gewerkschaftspolitische Probleme sowie
Fragen der modernen gewerkschaft-
liehen Bildungsarbeit.

Mehrere Gewerkschaftszeitungen der
Schweiz erscheinen seit Anfang 1964
in neuem Gewand, so «Der Buchbinder
und Kartonager« (Bern) im 63. Jahr-
gang in neuem Format und anderer
Gestaltung. Die Gewerkschaft Textil,
Chemie, Papier hat diesen ihren neuen
Gewerkschaftsnamen auch als Titelkopf

ihrer in Zürich erscheinenden
Zeitung gewählt, die bis dahin den
Namen «Industrie-Arbeiter» führte.

Wesentlich moderner als in der
Vergangenheit werden in der Bundesrepublik

eine ganze Reihe Gewerkschaftszeitungen

graphisch und auch inhaltlich
gestaltet. Wir erwähnen heute die
Zeitungen der Industriegewerkschaft
Druck und Papier (Redaktor Egon
Lutz) und der Gewerkschaft Leder
(Redaktor Rolf Herbert Gall) -beide in Stuttgart -, der Gewerkschaft

Textil-Bekleidung (Redaktor

Heinz Eßlinger) und der Gewerkschaft
Holz - beide in Düsseldorf; der
verantwortliche Redaktor der «Holzarbei-
ter-Zeitung», Peter Riemer, wurde letz-
tes Jahr für die vorbildliche Gestaltung

seiner Zeitung mit dem Joseph-
E.-Drexel-Preis ausgezeichnet, der für
hervorragende journalistische Leistun-
gen verliehen wird. Eine wesentliche
Verbesserung, vor allem inhaltlich, hat
im letzten Jahr auch die Angestelltenzeitschrift

des Deutschen Gewerk-
Schaftsbundes, «Wirtschaft und Wissen»
(Bund-Verlag, Köln), zu verzeichnen,
deren Redaktor jetzt Günter Pehl ist.In diesem Zusammenhang ist es recht
interessant, darauf hinweisen zu können,

daß die verantwortlichen Redaktoren
dieser Zeitschriften durchweg der

jüngeren Generation der etwa Dreißig-bis Fünfunddreißigjährigen angehören.
Vorbildlich gestaltet sind auch die

von der großen westdeutschen gemein-
nutzigen Wohnungs- und Siedlungs-
gesellschaft Neue Heimat unter dem
Titel «neue heimat» (Hamburg)
herausgegebene Monatshefte für neuzeitlichen

Wohnungsbau, in denen neben
Beitragen über deutschen Städte- und
Wohnungsbau regelmäßig Länderberichte

aus Entwicklungsländern gebo-
ten werden, so im Januarheft 1964
eine hervorragende, mit vielen Photos,
Planen und Tabellen iUustrierte
Untersuchung von Dr. Wolf Donner
(üoln) über Wohnungs- und Städtebau

im Nahen Osten, speziell in Syrien.

Walter Fabian.

«Gewerkschaftliche Rundschau». Monatsschrift des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes R,d fc,
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